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Bersets verräterischer Faustschlag im Ständerat
Für den Ständerat ist die Volksinitiative «AHV plus» ein Unding – Sozialminister Berset offenbart Sympathien

Die Volksinitiative, die alle
AHV-Renten um zehn Prozent
erhöhen will, fällt im Ständerat
hochkant durch. Im Unterschied
zu den Ständeräten kommentiert
Bundesrat Berset die Initiative
auffallend wohlwollend.

Markus Häfliger, Bern

Dass man angesichts der finanziellen
Probleme, vor denen die AHV steht,
überhaupt auf die Idee kommen kann,
ihren Ausbau zu fordern – dafür zeigt
die Mehrheit der Ständeräte wenig bis
null Verständnis. «Auch einem guten
Demokraten fällt es schwer, sich ernst-
haft mit dieser Initiative auseinanderzu-
setzen», sagte Konrad Graber (Luzern,
cvp.) in der Debatte über die Volks-
initiative «AHV plus» der Gewerk-
schaften. Christine Egerszegi (Aargau,
fdp.) sprach von einer Initiative, «die
quer in der Landschaft steht». Für Karin
Keller-Sutter (St. Gallen, fdp.) ist die
Forderung, die AHV-Renten um zehn
Prozent zu erhöhen, «aus der Zeit gefal-
len». Das Verdikt war denn auch ein-

deutig: Mit 33 gegen 11 Stimmen emp-
fiehlt der Ständerat die Initiative dem
Volk zur Ablehnung.

Alles klar also? Nicht ganz. Während
die Mehrheit der Ständeräte die Initia-
tive mit klaren bis vernichtenden Wor-
ten bedachte, äusserte sich Bundesrat
Alain Berset auffallend zahm. Zwar
empfahl auch er die Initiative zur Ab-
lehnung – mit der Begründung, der
Bundesrat habe mit der «Altersvorsor-
ge 2020» ein umfassenderes Konzept für
die AHV. Im Unterschied zur Bundes-
ratsvorlage sei die Initiative «heute»
nicht finanzierbar, konstatierte Berset,
bemühte sich aber, dieses Nein sogleich
wieder abzufedern. «Die Ablehnung
bedeutet aber nicht, dass man nicht
über diese Fragen reden muss.»

Kritik nur gegen rechts
Bersets wohlwollende Kommentierung
überrascht. Sollte die Initiative vom
Volk angenommen werden, würde die
«Altersvorsorge 2020», Bersets wich-
tigstes Projekt überhaupt, zur Makula-
tur. Trotzdem fand Berset kaum ein kri-
tisches Wort für den Inhalt und das
Timing der Initianten. Zwar schlug Ber-

set einmal mit der Faust auf das Redner-
pult – immerhin so stark, dass der Proto-
kollführer dies im Amtlichen Bulletin
für die Nachwelt notierte. Doch der
bundesrätliche Faustschlag richtete sich
nicht etwa gegen die Initianten, sondern
gegen jene Stimmen (aus dem bürger-
lichen Lager), die die AHV einzig aus-
gabenseitig sanieren wollen. Für solche
Pläne seien er und der Gesamtbundes-
rat nicht zu haben, sagte Berset dezi-
diert. Den Grossteil seiner Redezeit be-
nutzte Berset nicht etwa, um die AHV-
Ideen der Gewerkschaften zu zerpflü-
cken, sondern alternative Sanierungs-
ideen der Bürgerlichen, die am Diens-
tag aber gar nicht zur Debatte standen.

Ursprünglich hatte der Bundesrat
die Initiative dem Parlament zusammen
mit der «Altersvorsorge 2020» vorge-
legt. Die vorberatende Kommission hat
die Initiative nun aber bewusst vorge-
zogen. Um die «Altersvorsorge 2020»
behandeln zu können, müsse das Parla-
ment zuerst Klarheit über die Eckwerte
haben, sagte Egerszegi. Deshalb müsse
das Volk möglichst rasch über die
«AHV plus»-Initiative entscheiden.

Inhaltlich richtete sich die Kritik der
Bürgerlichen ziemlich direkt gegen ei-

nen Mann, der selber im Ständerat sitzt:
Paul Rechsteiner (St. Gallen, sp.) ist der
Präsident des Gewerkschaftsbundes
und Mitglied des Initiativkomitees.
Rechsteiner liess sich vom Gegenwind
nicht aus der Ruhe bringen. Stoisch be-
gründete er sein Volksbegehren damit,
dass die AHV-Renten den Löhnen seit
Jahrzehnten hinterherhinkten. Gemes-
sen an der Lohnentwicklung würden die
AHV-Renten «schleichend anWert ver-
lieren», sagte Rechsteiner. In Franken
und Rappen würde der von der Initia-
tive geforderte AHV-Zuschlag für Ein-
zelpersonen rund 200 Franken betra-
gen, für Ehepaare rund 350 Franken.

5 Milliarden Mehrkosten
Die Bürgerlichen konterten Rechstei-
ners Argumentation damit, dass ein
Ausbau der AHV illusorisch sei. «Wir
haben schon grösste Mühe, die Sozial-
werke auf dem heutigen Niveau zu sta-
bilisieren», sagte Graber. Auch ohne
«AHV plus» schrieb die AHV im Jahr
2014 rote Zahlen, und über die nächsten
Jahre wird dieser Fehlbetrag kontinuier-
lich ansteigen. Die Bundesverwaltung
hat berechnet, dass der von der Initia-

tive geforderte AHV-Zuschlag bis ins
Jahr 2030 Mehrkosten von 5,5 Milliar-
den Franken verursachen würde – pro
Jahr. Das sei schlicht nicht finanzierbar,
lautete der Tenor.

Darüber hinaus bezweifelte Kom-
missionssprecherin Egerszegi, dass be-
dürftige Menschen überhaupt von der
Initiative profitieren würden. Heute
können AHV-Rentner in bescheidenen
Verhältnissen oftmals Ergänzungsleis-
tungen beziehen. Wenn man die AHV
erhöhe, würden diese Ergänzungsleis-
tungen sinken, sagte Egerszegi. Damit
bringe die geforderte AHV-Erhöhung
für arme Senioren nichts. Dafür würden
die Renten auch für solche Senioren
steigen, die es gar nicht nötig haben.
Dies wäre «widersinnig», sagte Eger-
szegi, wenn man sich gleichzeitig den
Kopf darüber zerbreche, wie man das
heutige Rentenniveau halten könne.

Die Abstimmung zur Initiative fiel
entlang der Parteizugehörigkeit aus. SP
und Grüne votierten für die Initiative,
alle anderen Ständeräte dagegen. Der
einzige Ausreisser war der Baselbieter
SP-Ständerat Claude Janiak, der mit
einer Enthaltung Distanz zur «AHV
plus»-Initiative signalisierte.
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369 Millionen Franken für die Standortförderung 2016–2019
hus. Bern V «Standortförderung» klingt
wolkig, aber doch in manchen Ohren
irgendwie noch gut. Nach dem Doppel-
schlag für den Wirtschaftsstandort
durch das Volks-Ja zur Einwanderungs-
initiative und durch die ruckartige Ver-
teuerung des Frankens infolge der
Wechselkursfreigabe der Nationalbank
sind selbst bei bürgerlichen Politikern
gewisse Hemmungen da, gröbere Kür-
zungen von Fördergeldern durchzuset-
zen. Dies umso mehr, als ein erheblicher
Teil dieser Gelder dem Tourismus zu-
gutekommt, der besonders unter dem
Frankendruck leidet und dessen Interes-
sen namentlich in der CVP stark vertre-
ten sind.

So kam am Dienstag das Paket des
Bundesrats zur Standortförderung
2016–2019 weitgehend ungeschoren
durch den Nationalrat. Die grosse Kam-

mer kürzte lediglich den Verpflichtungs-
kredit für «E-Government-Aktivitäten»
zugunsten der KMU von 17,7 auf 12,4
Millionen Franken. Das Gesamtpaket
der gesprochenenGelder beläuft sich so-
mit noch auf rund 369Millionen Franken
statt wie vom Bundesrat beantragt auf
gut 374 Millionen.

Bei diversen Posten fielen Anträge
für Mehr- oder für Minderausgaben
durch. Frankenmässig die bedeutendste
Diskussion drehte sich um den Zah-
lungsrahmen für Schweiz Tourismus.
Am Ende setzte sich der Antrag des
Bundesrats auf 220 Millionen Franken
deutlich durch. Gegenanträge für 210
Millionen, 240 Millionen und gar für 270
Millionen waren ebenfalls zur Debatte
gestanden. Die Befürworter von Mehr-
ausgaben verwiesen auf die Währungs-
probleme des Tourismus, die Gegner er-

innerten daran, dass sich die Probleme
der Branche mit zusätzlichen Geldern
für Schweiz Tourismus kaum entschei-
dend lindern liessen. Die Verengung des
finanziellen Spielraums des Bundes in
jüngerer Zeit spielte ebenfalls eine we-
sentliche Rolle.

Auch bei der Diskussion um den Zah-
lungsrahmen für die Innovationsförde-
rung im Tourismus obsiegte der Bundes-
rat mit seinem Vorschlag (30 Millionen
Franken). Ein Antrag zur Reduktion auf
20 Millionen scheiterte knapp.

Neben dem Paket zur Standortförde-
rung winkte der Nationalrat den Vor-
schlag des Bundesrats zur Äufnung des
Fonds zur Regionalentwicklung mit ma-
ximal 230 Millionen Franken für
2016–2023 durch. Ein Gegenantrag zur
Reduktion auf 220 Millionen Franken
scheiterte mit 72 zu 117 Stimmen.

Neue Kontaktbörse für Erfinder
Nationalrat unterstützt geplanten Innovationspark mit Bürgschaft und Abgabe von Bauland in Dübendorf und Neuenburg

Die grosse Kammer steht hinter
dem neuen Innovationspark –
mit Ausnahme der SVP. Aus
Rücksicht auf die Westschweiz
will sie den Park mit weiteren
Mitteln alimentieren.

Christof Forster, Bern

Der geplante nationale Innovations-
park ist eine schweizerische Version des
Silicon Valley. Er soll Firmen und For-
scher zusammenbringen. Zielgruppe
sind arrivierte Unternehmen, die wegen
der Nähe zur öffentlichen Forschung
und einer starken privaten Forschungs-
und Entwicklungsbasis in der Schweiz
sind oder sich für eine längerfristige An-
siedlung interessieren. Aus dem Wissen
der Forschungspartner, so die Idee,
generieren sie marktreife Produkte und
Dienstleistungen. Der Park besteht aus
den zwei Drehkreuzen im Umfeld der
beiden Eidgenössischen Technischen
Hochschulen Zürich und Lausanne so-
wie den – vorerst – drei Netzwerkstand-
orten im Kanton Aargau, in der Region
Nordwestschweiz und in Biel.

Getragen wird das Projekt von den
Standortkantonen, der Wissenschaft
und der Wirtschaft. Der Bundesrat hat
seine Unterstützung zugesagt – in Form
einer Bürgschaft von 350 Millionen
Franken. Damit kann die Stiftung Inno-
vationspark Fremdkapital zu bevorzug-
ten Konditionen aufnehmen, um Dar-
lehen zur Finanzierung von Infrastruk-
turen zu gewähren. Zudem will er für
den Park Grundstücke im Besitz des
Bundes im Baurecht zur Verfügung stel-
len. Da es mit dem Militärflugplatz
Dübendorf um die wichtigste strategi-
sche Landreserve des Bundes geht, hat
die Regierung den Grundsatzbeschluss
dem Parlament vorgelegt.

Erfindungen in der Garage
Im Nationalrat stiess der Park auf gros-
ses Wohlwollen. Mehrmals war in der
am Montagabend und am Dienstag ge-
führten Debatte von einem Generatio-
nenprojekt die Rede. Unsere Genera-
tion habe die Chance, mit diesem Pro-
jekt die hervorragende Innovations-
kraft der Schweiz für die nächsten Jahr-
zehnte zu festigen, sagte CVP-National-
rätin Christine Bulliard. Laut Christian

Wasserfallen (fdp., Bern) geht es dar-
um, den kommerziellen Erfolg vonWis-
sen zu ermöglichen.

Gegen das Projekt sprach sich einzig
die SVP aus. Deren Vertreter kritisier-
ten eine ungesunde Vermischung von
Staat und privater Wirtschaft. Innova-
tion werde nicht durch staatlichen Be-
fehl erzeugt, sagte Christoph Mörgeli
(svp., Zürich). Microsoft, Apple oder
Google seien nicht in einem Innova-
tionspark erfunden worden, sondern in
Garagen oder am Küchentisch. Mit der
Abgabe von Bauland auf demAreal des
Flugplatzes Dübendorf verschenke der
Bund grosszügig Land, kritisierte die
SVP. Mörgelis Nichteintretensantrag
lehnte der Rat klar ab. Dagegen stimm-
te auch ein Drittel der SVP-Fraktion.

Konzession an die Romandie
Umstritten war, ob die Einnahmen aus
dem Baurechtzins der Stiftung Swiss
Innovation Park zugutekommen und
zugunsten von sämtlichen Standorten
verwendet werden sollen. Die vorbera-
tende Kommission hatte diese Ände-
rung gegenüber der bundesrätlichen
Fassung mit knappem Mehr beschlos-
sen. Die Zinseinnahmen betragen jähr-
lich rund 10 Millionen Franken. Es gehe
darum, eine «Lex Dübendorf» zu ver-
hindern, sagte der Kommissionsspre-
cher Fathi Derder (fdp., Waadt). Lau-
sanne sah sich gegenüber Zürich be-
nachteiligt, weil der Bund am Genfer-
see keinen Boden abzugeben hat. In
diesem Sinne handelt es sich um eine
Konzession an die Westschweiz.

Wirtschaftsminister Johann Schnei-
der-Ammann warnte davor, eine Rösti-
graben-Diskussion zu führen. Es gehe
nicht um Zürich oder Lausanne, son-
dern um einen Schweizer Innovations-
park. Die Konkurrenten seien inter-
national. Er sprach sich gegen die neue
Regelung aus, welche der Rat schliess-
lich mit 106 zu 83 Stimmen guthiess.
SVP-Vertreter sahen darin die defini-
tive Bestätigung, dass der Innovations-
park subventioniert werde. Mörgelis
Aussage, wonach die von der SVP
unterstützten Landwirte nicht Subven-
tionen, sondern Leistungsabgeltungen
erhielten, sorgte für Erheiterung im
Rat. In der Gesamtabstimmung hiess
der Rat den Rahmenkredit und die Ab-
gabe von Grundstücken gut. Die Vor-
lage geht an den Ständerat.

Der in Villigen (AG) geplante Park Innovaare ist einer der Standorte des nationalen Innovationsparks. PD


